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Inhakbt. 


Die Gemeindebrunnen in Landgemeinden. Fortſetzung.) 
Mittheilungen aus der Pra xis: 


Ein von der Gemeinde in Handhabung der Ortspolizei erlaſſenes Verbot des 


Fahrens mit Velocipeden kann ſich competenzmäßig a uch auf das Gebiet der 
durch die Gemeinde führenden Reichsſtraße erſtrecken. - 

Die Gemeinde kann ſich bei einer Strafandrohung in Sachen der Ortspolizei 
nur auf die die Competenz in Strafſachen normirenden Beſtimmungen der 
Gemeindeordnung fußen. 

Waſſerbau⸗Concurrenzbeiträge ſtellen eine Laſt dar, welche gleich der Grundſteuer 
auf dem Grunde haftet, ſomit kraft des Geſe tzes von dem jeweiligen Beſitzer 
des Grundes zu tragen iſt. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Gemeindebrunnen in Tandgemeinden. 
(Fortſetzung.) 
Röhren-(Deichel-) Leitungen. 


Die Anlage und Unterhaltung der Röhren- oder Deichelleitung 
bildet einen wichtigen und ſchwierigen Theil der Waſſerverſorgung; 
wichtig, weil von der Anlage die Menge und Güte des zu liefernden 
Waſſers und die Stetigkeit des Zufluſſes mit abhängt; ſchwierig, weil 
die Herſtellung der Waſſerzuleitung der Anforderung höchſter Zweck— 
mäßigkeit mit den geringſten Koſten genügen ſoll. 

Gerade in dieſem Punkte werden die meiſten Fehler gemacht, 
durch dieſe aber häufig Waſſermangel, ſchlechtes Waſſer und fortdauernde 
unverhältnißmäßige Koſten herbeigeführt. Da nun die Anlage und 
Unterhaltung der Deichelleitung die weſentlichſte Aufgabe der Gemeinde⸗ 
verwaltung hinſichtlich der Verſorgung der Gemeinde mit Waſſer iſt, 
ſo bedarf es kaum einer Rechtfertigung, wenn dieſer Gegenſtand aus⸗ 
führlicher behandelt wird. 


Bei der Anlage einer Röhrenleitung ſind ſolgende Geſichtspunkte 


maßgebend: 1. Beachtung der theoretischen und praktiſchen Grundſätze 
an und für ſich, welche das richtige Verhältniß der Leiſtung zum 
Aufwande an Mitteln bedingen; 2. Wohlfeilheit ſowohl der erſten 
Anlage, als der Unterhaltung, und zwar der letzteren ganz beſonders; 
3. dichter Schluß und Vermeidung von Verluſt an Waſſer; 4. Ver⸗ 
hütung vor Verengung und Verſtopfung der Röhren; 5. Dauer gegen 
mechaniſche und 6. gegen chemiſche Einflüſſe. 

Die theoretiſchen Grundſätze fließen aus den Geſetzen der Bewe- 
gung der Flüſſigkeiten, aus den Geſetzen des Druckes, der Reibung 
und Geſchwindigkeit. Dieſe Grundſätze können hier nicht näher behandelt 
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werden, weil deren Auffaſſung verſchiedene wiſſenſchaftliche Kenntniſſe 
vorausſetzt. 

Die praktiſchen Grundſätze ſind Jedem, der Verſtand und einige 
Erfahrung beſitzt, zugänglich; ſie befaſſen ſich mit der Wahl des Ma⸗ 
terials, ſeiner Feſtigkeit und deren Ermittlung, mit Gefällsverhältniſſen, 
Richtung der Leitung, baulichen Verhältniſſe, der Art der Verbindung 
und mit Weite und Form der Röhren. 

Die durch Erfahrung erprobten Grundſätze ſollen uns daher 
beſchäftigen. 

Wenn es ſich um eine neue Anlage handelt, wird die Gemeinde 
verwaltung unterſuchen, welche der hier bezeichneten, bis jetzt mehr oder 
minder gebräuchlichen Arten von Leitungen gerade für die Lage, das 
Bedürſniß und die Vermögensverhältniſſe des Ortes als die geeignetſte 
erſcheint. 

Zu dieſem Behufe werden hier die gebräuchlichſten Arten auf- 
geführt und ihre Vortheile und Nachtheile erörtert. 

1. Die Holzdeicheln. Sie empfehlen ſich durch die Billigkeit 
des Preiſes; ihre Zurichtung iſt mit wenig Mühe und Aufwand ver⸗ 
bunden; es iſt leicht, einen Vorrath zum beliebigen Gebrauche bereit zu 
halten. 

Ihre nachtheilige Seite beſteht darin daß die Haltbarkeit von 
kurzer Dauer iſt, daß, weil öfter Reparaturen an ihnen vorgenommen 
werden müſſen, häufige Unterbrechungen und Störungen im Gebrauche 
der Brunnen eintreten und daß eben durch die häufigen Reparaturen 
Koſten verurſacht werden, welche die urſpüngliche billige Auſchaffung 
aufwiegen. Das Holz, wenn morſch geworden, gibt dem Waſſer einen 
unangenehmen Beigeſchmack; die eiſernen Ringe, mit denen die Deicheln 
beim Zuſammenſetzen verbunden werden, roſten leicht und laſſen dann 
das Waſſer durchſickern. 

Obgleich dieſe Mängel nicht beſtritten werden können, wird die 
Gemeindeverwaltung in Gegenden, wo das Kiefernholz reichlich wächst 
und billig iſt, und in ärmeren Gemeinden zu dieſer üblichſten und be⸗ 
liebteſten Art der Röhrenleitung greifen. Denn wenn die Gemeinde⸗ 
verwaltung vorſichtig iſt und jedes Jahr eine beſtimmte Quantität 
Kiefernholz zu Deicheln verwendet, ſo kann ein bedeutender Vorrath 
erzielt werden ohne fühlbaren Abzug am Gabholz. 

2. Eiſerne Deicheln. Sie werden vorgezogen wegen ihrer großen 
Dauerhaftigkeit, der Leichtigkeit ihrer Verbindung und damit Erzielung 
ſeltener Unterbrechung des Dienſtes und Verminderung der Unterhaltungs- 
koſten. Das Eiſen iſt von ſolcher Feſtigkeit, daß Röhren, aus demſelben 
gefertigt, einen außerordentlichen hydroſtatiſchen Druck oder äußeren 
Querdruck ertragen, ohne daß die Wandſtärke beſonders erhöht werden 
müßte. Bei der Geſchmeidigkeit dieſes Stoffes können leicht gekrümmte und 
Anſatzſtücke gefertigt werden. Man kann ſie in einer Länge bis 4 Meter 
und aus Schmiedeiſen bis zu 5 und 6 Meter herſtellen, daher die bei 
anderen Röhren ſo häufigen Verbindungsmittel erſparen. Für Leitungen, 
welche Röhren von großem Kaliber erfordern, werden die eiſernen 
Röhren unbedingt vorgezogen. 


Ihre Schattenſeite liegt iu der Schwere des Stoffes und daher, 
ungeachtet des ſehr tief geſunkenen Preiſes, in der dadurch herbeigeführten 
größeren Koſtſpieligkeit. 

Man wirft den eiſernen Röhren vor, daß ſie eher roſten und 
daß ſich bei ihnen durch gewiſſe Waſſer leicht knollige Verſtopfungen 
aus Eiſenoxyd und Eiſenoxydul auſetzen. 

Die Gemeindeverwaltung wird aus dieſen Gründen den eiſernen 
Röhren dann den Vorzug geben, wenn es ſich um wichtige, ausgedehnte 
Waſſerleitungen mit einer großen Maſſe von Waſſer handelt. 

3. Bleiröhren. Vortheile: Das Blei iſt ſehr biegſam und ge⸗ 
ſchmeidig, läßt ſich daher zu Röhren leicht verarbeiten; man kann 
Bleiröhren von unbegrenzter Länge herſtellen, dadurch die Koſten der 
Verbindung der einzelnen Stücke vermindern; fie können einen ſtarken 
Waſſerdruck aushalten, ohne zu ſpringen; ſie ſind waſſerdicht, verlangen keine 
ſo feſten Unterlagen, ſie können leicht gebogen, zu gekrümmten Leitungen 
verwendet werden; ſie ertragen Erſchütterungen leichter als andere Röhren. 

Nachtheile: Sie dehuen ſich in der Wärme aus; das Blei iſt ver⸗ 
hältnißmäßig ſehr ſchwer, die Röhren fallen daher ſchwer ins Gewicht 
und werden dadurch theuer. Der größte Nachtheil beſteht aber darin, 
daß ſich das Blei der zur Leitung von Waſſer verwendeten Röhren 
als ſaures, kohlenſaures Bleioxyd im Waſſer, und zwar gerade am 
meiſten im reinen Waſſer auflöst und dadurch das Waſſer der Geſund⸗ 
heit ſchädlich macht. Nur kohlenſaure, ſchwefelſaure und in niederem 
Grade ſalzſaure Salze erſchweren oder hindern dieſe Löſung. Aus dieſem 
Grunde kann das durch ſolche Röhren geleitete Waſſer, namentlich 
wenn es die letztgenannten Beſtandtheile nicht in genügender Maſſe 
enthält und inſofern das Waſſer nicht blos auf eine ganz kurze Strecke 
durch ſolche Röhren fließt, der Geſundheit ſehr ſchädlich werden. 

4. Thouröhren. Ihr Gebrauch iſt alt und hat ſich in neuerer 
Zeit durch die Vervollkommnung in der Herftellung derſelben bedeutend 
vermehrt. Ihre vortheilhafte Seite beſteht in der großen Wohlfeilheit; 
fie find an und für ſich dauerhaft und können großen hydroſtatiſchen 
Druck ertragen und halten, gut ausgeführt, die Beimiſchung fremder 
Beſtandtheile vom Waſſer ab. 

Sie führen aber in verſchiedenen Richtungen eben jo große Nach: 
theile mit ſich. Ihre Wohlfeile wird dadurch ziemlich aufgewogen, daß 
man nur kurze Stücke, jetzt wohl bis 10 Fuß, herſtellen kann, wodurch 
viele Stücke erforderlich werden; wenn nicht tief gelegt und feſt funda⸗ 
mentirt, halten fie keinen großen Querdruck aus; ihre Verbindung iſt 
ſchwierig und ſie ſind gerade an den Stellen ihrer Verbindung leicht 
zerbrechlich; die beſchädigten Stücke kann man nicht mehr verwenden. 
Die nöthige ſtarke Fundirung und Deckung verurſachen mehr Koſten als 
bei anderen, feſteren Röhren. Mau will auch die Beobachtung gemacht 
haben, daß viele Waſſer in Thonröhren gern Alpenſchweife, Waſſer⸗ 
pflanzen, Bärte abſetzen und daß Ineruſtirungen darin vorkommen, 
wenn fie innen nicht gut glaſirt find. 

Nach den Erfahrungen eignen ſich Thonröhren haupſächlich nur 
zu Waſſerleitungen mit eugem Kaliber, denn, will man die Wandſtärke 
ſehr ſtark herſtellen, ſo werden die Röhren zu ſchwer und zu theuer. 

5. Röhren aus Cement ehydrauliſchem Kalk). Ohne Zweifel 
bieten dieſe, wenn gut zubereitet, genugende Feſtigkeit gegen jeden Druck. 
Da aber die Wandſtärke weſentlich in's Auge gefaßt werden muß, ſo 
werden die einzelnen Röhren ſehr ſchwer, auch fällt es ſchwer, den 
Röhren eine hinreichend glatte Innenfläche zu geben, ſie ſind daher 
ſchwer auszubeſſern. Ueberhaupt bietet die Zubereitung des Cements 
noch viele Schwierigkeiten. 

6. Steinerne Röhren. Hiezu eignet der Sandſtein ſich am 
beſten, weil bei ſehr harten Geſteinen das Bohren zu theuer zu ſtehen 
kommt. Sie gewähren deu Vortheil, daß dem Waſſer kein Beigeſchmack 
zukommt; das Material iſt in manchen Gegenden wohlſeil und jeden⸗ 
falls dauerhaft; ihre Durchführung durch Mauern macht wegen Ueber⸗ 
einſtimmung des Materials keine Schwierigkeit; man kann auch ge⸗ 
krümmte Röhren und Abzweigungen leicht herſtellen. Der Sandſtein 
iſt aber porös, zerbrechlich, bedarf feſter Unterlagen, verträgt keinen 
großen Druck. Die Wurzeln der Bäume ſchleichen ſich beim geringften 
Riſſe ein und wuchern fort und verſtopfen die Röhre. 

Bei Röhren von großem Kaliber muß man die Wandſtärke 
erhöhen. Die ſteinernen Röhren eignen ſich daher hauptſächlich nur bei 
einem kleinen Durchmeſſer der Röhre. 

Dieſe ſechs Röhrenleitungen ſind die gebräuchlichſten. Es gibt 
aber noch viele andere Arten, ſo die aus Porzellan, Steingut, Mörtel, 
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Flaſchenglas, Blech, getheertem Papier, Zink, Guttapercha u. |. w., 
allein es lohnt der Mühe nicht, ſie näher zu beſchreiben, da ſie theil 
zu theuer zu ſtehen kommen, theils noch der Probehaltigkeit entbehren 
und jedenfalls in Landgemeinden ſchwerlich Anklang finden werden. 


Allgemeine Vorſchriften bei Legung der Röhren [Deicheln). 


Abgeſehen von den beſonderen Manipulationen, die bei Legung 
der einzelnen Arten der Röhren beobachtet werden müſſen, gibt es 
Regeln, die für alle gemeinſchaftlich ſind. Dahin gehören: 

1. Das Geſäll. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Ausflußmündung 
niederer liegen muß als der Horizont des Waſſerſpiegels im Speiſebaſſin 
(Brunnſtube), denn ſonſt würde es ja an dem Gefälle fehlen und gar 
keine Bewegung des Waffers eintreten; aber auch in dem ganzen Längen⸗ 
profile der Röhrenleitung darf man zu keinem Punkte hinaufgehen, der 
höher liegt, als das Speiſebaſſin, ja, ſie darf dieſen Höhepunkt nirgend 
erreichen, weil ſich die Röhre ſonſt gar nicht oder doch nur überaus 
langſam mit Waſſer anfüllt. 

Iſt das Geſäll zu gering, ſo rinnt das Waſſer langſam, die 
Röhren werden unvollkommen gefüllt, es bilden ſich leicht Ineruſtationen 
und es ſetzen ſich in den Senkungen mechaniſche Unreinigkeiten, Sand ꝛc. an. 

Die tiefſten Punkte der Leitung dürfen ſich zwar ſehr weit von 
dieſer Grenze entfernen, man muß aber bedenken, daß ein ſtarker 
Waſſerdruck auch ein ſtarkes Durchſickern der Fugen und eine baldige 
Zerſtörung von hölzernen und ſteinernen Röhren herbeiführen kann. 
Man muß daher ſtarke Senkung und ſtarke Steigung vermeiden. 

2. Tiefe Die Röhren müſſen ſo tief gelegt werden, daß Froſt 
und Hitze nicht mehr ſtark auf diefelben eindringen kann. Iſt Letzteres 
der Fall, ſo wird das Waſſer lau und weniger zum Trinken genießbar; 
wenn aber die Röhren gefrieren, ſo hat man zu befürchten, daß die 
Leitung unterbrochen werde und daß ſogar die Deicheln zerſprengt 
werden. Nach den gewonnenen Erfahrungen wird eine Tiefe von drei 
Fuß in dieſer Beziehung genügende Sicherheit leiſten. 

Laufen Röhren unter Straßen und Wegen, auf denen ſchwere 
Laſtwagen geführt werden, durch, ſo theilen ſich die Erſchütterungen, 
die durch Unebenheiten, z. B. des Pflaſters, entſtehen, den Röhren bis 
auf eine gewiſſe Tiefe mit; hier iſt daher beſondere Sorgfalt nöthig 
und eine gute Fundirung und Deckung der Deicheln erforderlich. 

3. Unterlage. Wenn das Erdreich (die Bettung) einer Leitung 
nach dem Legen der Röhren ſich nachträglich ſetzt oder nachgibt, ſo muß 
die Röhre ſich ebenfalls ſetzen oder ſenken; iſt die Bettung aus einem 
zu feſten, ſtarren Material und ſtehen die einzelnen Röhrenſtücke damit 
in ſtrenger, ſtarrer Verbindung, ſo entſtehen gern Brüche; man muß 
daher bei Röhrenleitungen die Tragfähigkeit des Bodens prüfen. In 
der Regel kann man dieſe vorausſetzen, denn das Gewicht der Röhre 
iſt durchgehends geringer als das der Erde, deren Stelle ſie einnimmt. 
Hauptſächlich wird es daher darauf ankommen, daß oberhalb der Lei— 
tung keine ſchwere Laſt, z. B. eine Mauer, aufgelegt wird. 

Die beſte Unterlage bildet der Thon und der Sand oder eine 
Verbindung derſelben, der Lehm. Der Thon verdient eben deßwegen 
den Vorzug, weil er das Durchſickern des Waſſers verhindert. Der 
Graben wird nun ſo breit angelegt, daß die Röhre darin Platz hat, die 
Böſchungen find ſteil anzulegen. 

Beim Legen der Röhren muß man es verhüten, daß ſie mit 
animaliſchen oder vegetabiliſchen Stoffen in Berührung kommen, weil 
durch dieſelben die Bildung von Schwämmen verurſacht wird; Garten⸗ 
erde iſt ganz zu vermeiden 

Was nun für die Unterlage gilt, das gilt auch für die Deckung 
der Röhren. 

4. Luftſpunden, Wechſelhäuschen, Schlammkäſten. 

In den Röhrenleitungen kommen manchesmal Verſtopfungen vor, 
durch welche der freie Lauf des Waſſers gehemmt, wenn nicht gar 
ganz unterbrochen wird. Die Urſachen dieſer Störungen ſind verſchieden. 

a) Das Waſſer führt Luft mit ſich, die auch ſchon oft bei der 
Einmündung des Waſſers in die Röhren zugleich mit dieſem eintritt; 
es ſcheiden ſich auch oft aus dem Waſſer Gasarten aus. Die Luft⸗ 
bläschen ſammeln ſich und werden durch das Waſſer fortgeſchoben und 
werden ſo zuſammengepreßt, daß das Waſſer im Laufe gehemmt und 
geſperrt wird. Dieſem Uebelſtande kann man dadurch vorbeugen, daß 
man Luftröhren oder Luftſpunden anbringt, die immer offen bleiben 
und durch die die Luft ausſtrömt. Damit aber nicht auch das Waſſer 
ausläuft, müſſen die Röhren ſo hoch ſtehen, daß ſie das Niveau des 


Waſſers im Baſſin überſteigen. Da dieſe Luftröhren aber häufig dort 
nicht angebracht werden können, wo ſie am Platze wären, ſo greift 
mau zu andern Mitteln, wie ſogleich gezeigt wird. 

b) Das Waſſer führt oft auch erdige Beſtandtheile, Sand und 
dergleichen mit ſich, die allmälig auf einen Punkt zuſammengetrieben 
werden und die Oeffnung der Röhre ausfüllen. Man bringt nun, um 
dieſe Anſammlungen zu vertreiben, ſogenannte Wechſelhäuschen oder 
Schlammkäſten an, was freilich nur bei hölzernen Deicheln angeht. 
Dieſe Käſten liegen in der Röhrenleitung ſelbſt und bilden eine 
Erweiterung derſelben; ſie müſſen an den Seiten und am Boden waſſer⸗ 
dicht hergeſtellt und, mit den ein- und ausmündenden Röhren verbunden, 
in einer Entfernung von 10 Ruthen von einander angebracht werden. 

Da dieſe Vorrichtung häufig ſchwierig anzubringen iſt, ſo bedient 
man ſich öfter der Ausgußröhren. 

Wenn man in bald ſteigendem, bald fallendem Terrain den 
Röhrenſtrang möglichſt horizontal ausführt, ſo werden die Röhren 
auf der Höhe tief verſenkt, in der Tiefe dagegen gehoben. Es bildet ſich 
ein höchſter und tiefſter Punkt, letzterer liegt über der Thalſohle und 
hier bringt man eine Ausgußröhre an. Sobald der Zapfen derſelben 
geöffnet wird, entſteht in der nächſten Umgebung eine ſehr ſtarke 
Strömung, wodurch der Niederſchlag, der ſich vorzugsweiſe abſetzt, 
fortgeführt wird. 

c) Es entſtehen auch Verſtopfungen durch Algen, die ſich anſetzen, 
durch Wurzeln, die durch Oeffnungen der Röhren ſich eindrängen, in 
großer Länge fortſpinnen und ſich ausdehnen. Sind nun die oben⸗ 
bezeichneten Wechſelhäuschen angebracht, kann man ſie dazu benützen, 
daß man flexible Stangen in die Röhre einſtößt. Zweckmäßiger iſt aber 
die Einrichtung, daß man ſtatt eines Bohrloches eine etwa 3 Fuß lange 
Oeffnung in der (hölzernen) Deichel anbringt. Dieſelbe wird mit einem 
pyramidaliſch zugeſchnittenen Klotze geſchloſſen, der aber das Bohrloch 
der Röhre nicht verengen darf und einige Zoll von der äußeren Wand 
der Röhre vorſtehen muß, damit man ihn herausſchlagen kann. Um ihn 
ſchließend zu machen, iſt er von allen vier Seiten paſſend zu formen 
und, bevor man ihn einſetzt, mit getheerter Leinwand zu umwinden. 

Durch ſolche Oeffnungen läßt ſich nun das Geſtränge ſowohl nach 
der einen, als nach der anderen Seite einſchieben. Dasſelbe beſteht aus 
zähen Ruthen von Haſelnuß, Eſchen und anderen Holzarten, welche 
lange und gerade Triebe haben und dabei nicht ſpröde ſind. Man bindet 
ſie recht feſt an einander und ſtellt dadurch ſolche Längen dar, daß man 
von einem Spunde bis zum nächſten reichen kann. Am Ende werden ſie 
auch wohl mit einem Beſen oder einer Vorrichtung, der ſogen. Röhrbirne 
verſehen. Dieſes iſt ein Stück Eiſen, welches einer kreuzweis auſgeſpal⸗ 
tenen Birne gleich ſieht; die einzelnen Viertel hängen da, wo bei der 
Birne der Stiel iſt, durch Faden zuſammen und ſie werden durch letztere 
immer auseinander gedrängt, während ſie bei vorkommenden Unebenheiten 
ſich auch zuſammenlegen und durch viel engere Profile treiben laſſen. 
Greift man hiemit das in der Röhre ſteckende Geflecht von Wurzeln an, 
ſo pflegt ſich ſolches leicht von der Wand zu trennen und man kann es 
bis zum nächften Spunde ſchieben, durch welchen es herausgezogen wird. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein von der Gemeinde in Handhabung der Ortspolizei erlaſſenes 
Verbot des Fahrens mit Velocipeden kann fich competenzmäßig 
auch auf das Gebiet der durch die Gemeinde führenden Reichs- 
ſtraße erſtrecken. 
Die Gemeinde kann ſich bei einer Strafandrohung in Sachen der 
Ortspolizei nur auf die die Competenz in Strafſachen normi⸗ 
renden Beſtimmungen der Gemeindeordnung fußen. 


Mit Kundmachung vom 9. Mai 1878 hat die Stadtgemeinde⸗ 
vorſtehung von V. unter Berufung auf ein Polizeidecret vom 16. April 
1869 (2) das Fahren mit Velocipeden im Stadtrayon V. verboten und 
den Uebertretern dieſes Verbotes die Beſtrafung nach der kaiſerlichen 
Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, $ 11 angedroht. 

Unterm 28. Auguſt 1878 hat in Folge der Beſchwerde des 
Wilhelm U. die Bezirkshauptmannſchaft V. die angefochtene, das Fahr⸗ 


verbot betreffende Kundmachung der Gemeindevorſtehung in V. im 


Allgemeinen beſtätigt, mit der Modification jedoch, „daß das Fahren 
mit Velocipeden an der durch die Stadt V. führenden Reichsſtraße 
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mit mäßiger Geſchwindigkeit geftattet wird; nur iſt auch bei einer 
Begegnung von Pferden in einer Entfernung von 10 Schritten ſtehen 
zu bleiben, um das Scheuwerden der Pferde zu verhüten“. 

Die Landesregierung hat unterm 28. October 1878 die ange— 
fochtene Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft wegen Incompetenz 
gänzlich behoben und den Wilhelm U. mit ſeinem Recurſe gegen das 
gemeindeämtliche Verbot an die zur Entſcheidung berufenen autonomen 
Organe verwieſen. In der Begründung heißt es, daß das in Rede 
ſtehende Verbot von der Gemeindevorſtehung V. in Ausübung 
der den Gemeinden im natürlichen Wirkungskreiſe zuſtehenden Orts⸗ 
polizei, insbeſondere aus Rückſicht für die im 8 27, Abf. 2 
und 3 der Gem.⸗Ordg. den Gemeinden auferlegte Obſorge für die 
Sicherheit der Perſon und für die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehres auſ Straßen erlaſſen wurde, Beſchwerden gegen dieſe 
Verfügung der Gemeindevorſtehung aber, nachdem hiedurch beſtehende 
Geſetze weder verletzt noch fehlerhaft angewendet wurden, gemäß 88 38 
und 88 Gem.⸗Ordg. vom Gemeindeausſchuſſe und im weiteren Inſtanzen⸗ 
zuge vom Landesausſchuſſe zu entſcheiden ſind. Daß es ſich um die 
durch die Stadt V. führende Reichsſtraße handelt, kann das Verfü⸗ 
gungs- und Entſcheidungsrecht der autonomen Organe nicht alteriren, weil 
nach der über das „Verfahren bezüglich der Herſtellung und Erhaltung 
der die Ortſchaften durchziehenden Strecken der ärariſchen Straßen und 
der darauf bezüglichen Brücken“ erlaſſenen Beftimmungen der Hofkanzlei⸗ 
decrete vom 26. September 1835 und 28. Februar 1841 (Juſtiz⸗Geſetz⸗ 
ſamml. Band 17, S. 694 und Band 23, S. 82) die den Gemeinden 
betreffs dieſer Straßenſtrecken aus Rückſichten der Ortspolizei obliegenden 
Verpflichtungen ausdrücklich aufrecht erhalten und dieſe Straßenſtrecken 
den Gemeinden zur eigenen Obſorge übergeben wurden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 26. März 1879, 
3. 72, dem Recurſe des Wilhelm U. gegen die Entſcheidung der k. k. 
Landesregierung vom 28. October 1878, ſoweit es ſich um das Verbot 
handelt, keine Folge zu geben und die angefochtene Entſcheidung aus 
dem Grunde zu beſtätigen befunden, weil das fragliche, vom Gemeinde⸗ 
vorſteher in Handhabung der Ortspolizei nach 88 27, 55 und 58 
kärtn. Gem.⸗Ordg. erlaſſene Verbot gegen kein Geſetz verſtößt. Gleichzeitig 
fand jedoch das k. k. Miniſterium des Innern die in der Kundmachung 
der genannten Gemeindevorſtehung vom 9. Mai 1878 betreffs der 
Strafandrohung enthaltene Berufung auf die kaiſerl. Verordnung vom 
20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, als geſetzwidrig zu erklären 
und zu annulliren, weil die Beſugniß des Gemeindevorſtehers zur An 
drohung und Verhängung von Strafen in Sachen der Ortspolizei nicht 
in der bezogenen Verordnung, ſondern in den 88 57 und 58 der kärntn. 
Gem.⸗Ordg. innerhalb der dort vorgezeichneten Grenzen gegründet iſt. H. 


Waſſerbau⸗Concurrenzbeiträge ſtellen eine Laſt dar, welche gleich 
der Grundſteuer auf dem Grunde haftet, ſomit kraft des Geſetzes 
von dem jeweiligen Beſitzer des Grundes zu tragen iſt. 


Die Staatsgüter L. wurden von der Regierung an das Con⸗ 
ſortium S. K. verkauft und hiebei beſtimmt, daß der Erſteher alle 
Laſten vom 1. Jänner 1868 zu tragen habe. 

Als das Conſortium die Güter L. an Guido H. weiter verkauft 
hat, erhielt Letzterer die Aufforderung zur Bezahlung eines Waſſerbau⸗ 
Concurrenzbeitrages. Um der Execution zu entgehen, wurde der geſor⸗ 
derte Beitrag bezahlt, und als nachher über Reclamation des Guido H. 
die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Ch. beſtätigte, daß von dem ein⸗ 
bezahlten Betrage die Summe von 549 fl. eine Bauperiode vom Jahre 
1867 betrifft, überreichte Guido H. eine Entſchädigungsklage wider 
das Aerar. 

Das k. k. Landesgericht in Krakau hat dem Klagsbegehren ſtatt⸗ 
gegeben, dagegen das k. k. Oberlandesgericht die Klage abgewieſen, 
weil die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Ch. zur Ausſtellung der 
Beſcheinigung über die Natur des Rückſtandes nicht zuſtändig war; — 
ferner, daß die Streitigkeiten aus Anlaß der Waſſerbauten nach der 
Miniſterialverordnung vom 8. December 1860, R. G. Bl. Nr. 268, 
zur Competenz der Statthalterei gehören, und endlich, weil das belangte 
Aerar ſich mit einem Erlaſſe der k. k. Finanz⸗Landesdirection in L. 
ausgewieſen hat, daß der Rückſtand per 549 fl. den Kläger Guido H. 
und nicht das Aerar betrifft. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
13. Februar 1878, 3. 11.016, jedoch das erſtrichterliche Urtheil, 


erkennend, daß der auf Grund des § 1042 a. b. G. B. erhobene 
Anſpruch des Klägers gerechtfertigt war. 

Denn es unterliegt keinem Zweiſel, daß Waſſerbau⸗Concurrenz⸗ 
beiträge eine Laſt darſtellen, welche gleich der Grundſteuer auf dem 
Grunde haftet, ſohin kraft des Geſetzes von dem jeweiligen Beſitzer 
des Grundes zu tragen iſt. Ebenſo ergibt es ſich aus dem Geſetze (88 928, 
1064, 1066 a. b. G. B.), daß im Falle einer Aenderung des Beſitzers 
des Grundes, namentlich durch Verkauſ, derlei zum Vorſchein kommende 
Rückſtände aus der Zeit vor der bedungenen oder wirklichen Ueber⸗ 
gabe ſtets von dem Vorbeſitzer, den ſie betreffen, vertreten werden müſſen. 

Es frägt ſich daher nur, ob der Beweis geliefert ſei, daß es ſich 
in dem gegebenen Falle um den Rückſtand eines Waſſerbau⸗Concurrenz⸗ 
beitrages handle, welcher in die Beſitzperiode des belangten Aerars als 
ehemaligen Eigenthümers der Herrſchaft L. fällt. 

Dieſen Beweis hat auch Kläger thatſächlich gelieſert; — denn die 
Beſtätigung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft liefert als öffentliche Ur⸗ 
kunde nach §s 179 und 180 g. G. O. den vollen Beweis darüber, 
daß der Concurrenzbeitrag für die im Jahre 1868 an der Weichſel bei 
L. aufgeführten Bauten bezüglich der Güter L. nur 87 fl. betrug, daß 
dieſer Betrag vom Kläger abgefordert, vollſtändig berichtigt wurde und 
daß der Rückſtand per 549 fl. die frühere Zeit, nämlich vor dem 
1. Jänner 1866, betreffe; der von der k k. Finanzprocuratur erhobene 
und vom k. k. Oberlandesgerichte berüdfichtigte Einwand, daß die 
Bezirkshauptmannſchaft zur Ausſtellung der fraglichen Beſcheinigung nicht 
competent war, keineswegs ſtichhällig ſei, weil nicht abzusehen fei, 
warum die zur Vorſchreibung, Repartition und Eintreibung des Concurrenz- 
beitrages beruſene Adminiſtrativbehörde nicht auch competent ſein 
ſollte, die Zeit zu beſtätigen, für welche der Concurrenzbeitrag geleiſtet 
wurde. Ger. H. 


Geſetze und Verordnungen. 


1879. I. Quartal. 


Reichsgefetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
III. Stück. Ausgeg. am 11. Jänner. 

5. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 31. December 1878, betref⸗ 
fend die monatliche Ausfolgung der Branntweinſteuer-Bolleten ſeitens der Unter- 
nehmer von Brennereien an die Finanzorgane. 

6. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 4. Jänner 1879 wegen 
theilweiſer Aufhebung des Verbotes, mehr als Eine Zuckerſendung oder mehrere 
Zuckerſorten unter ein und demſelben Raumverſchlufſe zur Austrittsbehandlung 
anzuweifen. 

7. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 7. Jänner 1879, betref- 
fend die Errichtung eines Nebenzollamtes zu Luſtenau in Vorarlberg. 

8. Verordnung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
10. Jänner 1879, betreffend die Anwendung der im Artikel III des Einfüh⸗ 
rungsgeſetzes zum Zolltarife vom 27. Juni 1878 vorgezeichneten Zollzuſchläge 
auf die Einfuhr aus Frankreich in das öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet. 

9. Verordnung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
10. Jänner 1879, betreffend die Feſtſetzung des im Artikel III des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Zolltarife vom 28. Juni 1878 vorgeſehenen ſpecifiſchen Zoll es von 
5% des Handelswerthes auf zollfreie Waaren bei der Einfuhr aus Frankreich. 

IV. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner 1879. 

10. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
11. Jänner 1879, betreffend die proviſoriſche Herabſetzung einiger Zollſätze des 
dalmatiniſchen Zolltarifes vom 18. Februar 1857 (R. G. Bl. Nr. 44) bei der 
Einfuhr aus Italien und anderen meiſtbegünſtigten Staaten nach Dalmatien. 

V. Stück. Ausgeg. am 31. Jänner. 

11. Handels- und Schifffahrtsvertrag vom 27. December 1878 zwiſchen 
Oeſterreich⸗Ungarn und Italien. 

12. Viehſeuchen⸗Uebereinkommen vom 27. December 1878 zwiſchen Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn und Italien. 

VI. Stück. Ausgeg. am 2. Februar. 

13. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 11. Jänner 1879, betreffend 
die Zuweiſung der Adminiſtrativ⸗Gemeinde Grebow mit den Attinentien Wydrze 
und Zabrnie zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Tarnobrzeg. 
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14. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 18. Jänner 1879, in Betreff 
der Auswechslung der mit der Verordnung vom 29. December 1876 in den 
Verſchleiß geſetzten geſtämpelten Eiſenbahn⸗Frachtbriefe. 

15. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Finanzen und des 
Handels vom 1. Februar 1878, betreffend das Verbot der Ein⸗ und Durchfuhr 
mehrerer Waarengattungen aus Rußland, anläßlich der im Gouvernement Aſtra⸗ 
chan herrſchenden Epidemie. 

16. Verordnung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
1. Februar 1879, betreffend die Vollziehung der Beſtimmungen des Handels- 
und Schifffahrtsvertrages mit Italien vom 27. December 1878 (R. G. Bl. 
Nr. 11 ex 1879). 

17. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
1. Februar 1879, betreffend die Anwendung der Zollſätze des Tarifes B des 
Handels⸗ und Schifffahrts⸗Vertrages mit Italien vom 27. December 1878 
(R. G. Bl. Nr. 11 vom Jahre 1879) auf die Einfuhr nach Dalmatien. 

VII. Stück. Ausgeg. am 4. Februar. 

18. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 2. Februar 1879, 
betreffend die Bedingungen, unter welchen Reiſenden aus Rußland und deren 
Effecten der Uebertritt über die Grenzen der Monarchie geſtattet wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 5. Februar. 

19. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 25. Jänner 1879, betref⸗ 
fend die Verfaſſung der auf Eiſenbahnen bezüglichen Projecte und die damit 
zuſammenhängenden Amtshandlungen. 

IX. Stück. Ausgeg. am 11. Februar. 

20. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 4. Februar 1879, betreffend 
den Beginn der Amtswirkſamkeit des Bezirksgerichtes Stecken in Böhmen. 

21. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 9. Februar 1879, 
mit welcher weitere Anordnungen in Betreff der Geſtattung des Uebertrittes 
über die Staatsgrenze durch Reiſende aus Rußland erlaſſen werden. 

X. Stück. Ausgeg. am 18. Februar. 

22. Staatsvertrag zwiſchen Defterreich-Ungarn und dem Deutſchen Reiche 
vom 11. October 1878. (Aufhebung der Nordſchleswig betreffenden Beſtimmung 
des Friedensvertrages von 1866.) 

23. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 8. Februar 1879, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinde Stupnica zu dem Sprengel des ſtädtiſch⸗delegirten 
Bezirksgerichtes Sambor in Galizien. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Verſetzung des k. und k. Generalconſuls Ger⸗ 
hard Ritter v. Chiari von Salonich nach Ruſtſchuk, ſowie des k. und k. General⸗ 
conſuls Oscar Ritter v. Montlong von Ruſtſchuk nach Salonich genehmigt und 
dem Letztgenannten taxfrei den Titel eines Miniſterialrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Generalconſuls 
bekleideten k. und k. Conſul Guſtav Oeſterreicher in Conſtantinopel, ſowie 
dem bei dem k. und k. Generalconſulate in Alexandrien in Verwendung ſtehenden 
k. und k. Conſul Richard Franceschi taxfrei den Orden der eiſernen Krone 
dritter Claſſe, ferner dem k. und k. Honorar⸗Viceconful in Avlong Louis Calza⸗ 
vara das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone und dem bei dem k. und k. 
Generalconſulate in Smyrna angeſtellten Official Santo Filippovich das gol⸗ 
dene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien Julius Ritter v. Newald das Comthurkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
und dem Bürgermeiſter⸗Stellvertreter Eduard Uhl taxfrei den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe beim oberſten Rechnungshofe 
Albert Hauswirth den Titel und Charakter eines Hoffecretärs verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Joſef Bureſch zum Steuer⸗ 
Oberinſpector der Linzer Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Wilhelm Lanz zum Steuer⸗ 
Oberinſpector der Wiener Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei den Steuer⸗ 
adminiſtrationen in Wien, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten und 
eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Mai. 
(Amtsbl. Nr. 100.) 

Adjunctenſtelle bei der oberöſterreichiſchen Finanzprocuratur in der neunten 
Rangsclaſſe, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 101.) 

Officialsſtelle bei der k. k. Landesregierung in Salzburg, eventuell Kanz⸗ 
liſtenſtelle mit den ſyſtemmäßigen Bezügen, bis 25. Mai. (Amtsbl. Nr. 102.) 

Sechs Kanzliſtenſtellen beim k. k. Finanzminiſterium in Wien in der 
neunten Rangsclafſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 104.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


